
   

Migrationspolitischen Sonderweg beenden  

In den vergangenen Monaten ist die Zahl der Asylge-

suche in Deutschland stark angestiegen und hat seit 

August/September nochmals deutlich zugenommen. 

Von Januar bis August 2022 wurden in Deutschland 

132.600 Asylanträge gestellt (115.400 Erstanträge, 

17.200 Folgeanträge). Das sind 35,4 % mehr als im 

Vorjahr. Diese Zahlen enthalten noch nicht die Auf-

nahmen von ukrainischen Kriegsflüchtlingen, denn 

diese durchlaufen kein Asylverfahren. 

Von der Bundesregierung haben wir bisher keine ein-

deutigen Angaben erhalten, wie dieser Anstieg zu er-

klären ist. Die Länder und Kommunen geraten durch 

diese Entwicklung aber enorm unter Druck. Auch 

durch die Aufnahme zahlreicher ukrainischer Kriegs-

flüchtlinge sind die Kapazitäten vielerorts erschöpft. 

Eine weitere Verschärfung der Lage ist angesichts des 

Die Woche im Bundestag 

Krieges in der Ukraine und der prekärer werdenden 

Situation von fast vier Millionen Syrern in der Tür-

kei nicht auszuschließen.  

Wenn die Bundesregierung nicht rasch reagiert, 

stehen wir vor einer Migrationskrise. Wir dürfen 

keine weiteren Anreize für irreguläre Migration 

nach Deutschland setzen. Wir stehen zu unseren 

humanitären Verpflichtungen – aber die Aufnahme-

kapazitäten müssen den tatsächlich Schutzbedürfti-

gen zugutekommen. Mit unserem Leitantrag in die-

ser Woche fordern wir deshalb: Die Bundesregie-

rung muss ihren migrationspolitischen Sonderweg 

in Europa beenden. Sie muss die Pläne für das 

„Chancen-Aufenthaltsrecht“ und weitere Migrati-

onspakete aufgeben. Es darf keine weiteren Anrei-

ze für irreguläre Migration nach Deutschland und 

Europa geben.   
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MdB trifft THW 

Zum EU-Agrarrat am 17./18. Oktober 2022 in Luxemburg 

erklärt der agrarpolitische Sprecher der CDU/CSU-

Bundestagsfraktion, Albert Stegemann:   

„Die Landwirtschaft in Europa muss jetzt gestärkt werden, 

so dass auch in den kommenden Jahren genug Lebensmittel 

zur Verfügung stehen. Landwirtschaftsminister Özdemir ist 

aufgerufen, sich im EU-Agrarrat dafür einzusetzen, dass 

höhere finanzielle Krisenhilfen direkt an Landwirte ausge-

zahlt werden können - unabhängig davon, ob diese biolo-

gisch oder konventionell Lebens- und Futtermittel erzeu-

gen. Die hohen Preise für Energie oder Düngemittel erfor-

dern ein rasches Handeln der Ampel. Ein weiteres Aussitzen 

ist kontraproduktiv. Der Hinweis aus dem Bundeslandwirt-

schaftsministerium, dass über die Gaspreisbremse auch 

Landwirten geholfen werde, reicht bei weitem nicht aus.“ 

Krisenhilfe direkt an Landwirte auszahlen 

Nach zwei Jahren Pause fand in die-

ser Woche wieder die Veranstaltung 

„MdB trifft THW“ vor dem Reichs-

tagsgebäude in Berlin statt. In den 

zurückliegenden Jahren musste die 

Traditionsveranstaltung coronabe-

dingt pausieren. Die Ereignisse in 

dieser Zeit – der Starkregen nach 

Sturmtief Bernd mit den verheeren-

den Überschwemmungen in vielen 

Teilen Deutschlands, die Corona-

Pandemie und der Krieg in der Ukrai-

ne haben deutlich gemacht, wie 

wichtig das THW nach wie vor für 

den Zivil- und Katastrophenschutz in 

Deutschland ist.  

Rund 250 Mitglieder des Deutschen Bundestages sind die-

ses Mal der Einladung der THW-Bundesvereinigung e.V. 

(THW-BV) und des THW gefolgt und trafen sich zum Parla-

mentarischen Frühstück, um sich über die Zivil- und Kata-

strophenschutzorganisation des Bundes zu informieren und 

auszutauschen. Natürlich nutzten auch die Mitglieder der 

Landesgruppe die Gelegenheit, um sich mit den Vertretern 

des niedersächsischen THW auszutauschen und ihre große 

Wertschätzung gegenüber den ehren- und hauptamtlichen 

Kräften zum Ausdruck zu bringen (Foto). 

Die Veranstaltungsreihe „MdB trifft THW“ hat große Traditi-

on. Sie ist eine gemeinsame Initiative der THW-BV und der 

Bundesanstalt THW unter Einbeziehung der THW-Jugend 

e.V.. Bereits vor 20 Jahren fand sie zum ersten Mal vor dem 

Reichstagsgebäude statt.  
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Preise für Lebensmittel sind stark gestiegen. Alleinerziehende 

tragen eine doppelte Verantwortung. Sie arbeiten zudem 

häufig in Teilzeit und müssen dafür Abstriche beim Verdienst 

machen. Mit diesem Antrag fordern wir die Bundesregierung 

auf, als Sofortmaßnahme für Alleinerziehende den steuerli-

chen Entlastungsbetrag für Alleinerziehende auf 5.000 Euro 

anzuheben und das Kindergeld nur hälftig auf den Unter-

haltsvorschuss anzurechnen. Die Bundesregierung soll zudem 

kurzfristig und unbürokratisch einen Kinderbonus in Höhe 

von 150 Euro einführen und den Freibetrag nach dem Wohn-

geldgesetz für Alleinerziehende nochmals um 20 Prozent 

anheben. So können wir Alleinerziehende in der aktuellen 

Situation schnell und effektiv entlasten.  

Güterverkehrs- und Logistikbranche aus der Krise führen. 

Die Güterverkehrs- und Logistikbranche befindet sich seit 

Beginn der Corona-Pandemie in einer schweren Krise. Ging 

es zunächst darum, die Lieferketten und die Versorgungssi-

cherheit zu gewährleisten, rücken nun andere Themen in den 

Blick der Öffentlichkeit: Durch den Zustand der Infrastruktur 

sind die Kapazitäten vielerorts weiter eingeschränkt. Dies 

betrifft insbesondere die Straßen- und Schienen-

Infrastruktur, die durch den zunehmenden Verkehr überlas-

tet sind. Auch die Wasserstraßen sind durch das extreme 

Niedrigwasser in diesem Sommer betroffen. Hinzu kommen 

die gestiegenen Energiepreise, die alle Verkehrsträger be-

treffen. In unserem Antrag bringen wir 11 Forderungen mit 

dem Schwerpunkt Straßengüterverkehr vor und fordern die 

Bundesregierung auf, mehr zu tun, um den betroffenen Un-

ternehmen zu helfen und die Lieferketten zu stabilisieren. 

Mit unserem Antrag Lehren aus dem Flughafenchaos – Pas-

sagier- und Gepäckkontrollen sicher, effektiv und zukunfts-

fähig aufstellen lenken wir den Blick auf das Chaos an den 

deutschen Flughäfen. Auch in den anstehenden Herbstferien 

Die Woche im Plenum  

1. Initiativen unserer CDU/CSU-Fraktion 

Der von den Sicherheitskräften des Mullah-Regimes herbeige-

führte Tod der jungen Iranerin Mahsa Amini am 17. Septem-

ber 2022 hat landesweit Proteste entzündet. Die Iraner gehen 

für Freiheit, Gerechtigkeit und die Überwindung des repressi-

ven islamistischen Herrschaftssystems auf die Straße. Mit 

unserem Antrag Iranische Protestbewegung entschlossen 

unterstützen – Den Testfall einer frauenorientierten Außen-

politik zum Erfolg machen fordern wir die Bundesregierung 

zu mehr Unterstützung für die mutigen Iranerinnen und Ira-

ner auf. Mittlerweile reichen die Proteste in zahlreiche Städte 

und Institutionen. Das Regime greift unterdessen zu immer 

härteren, repressiveren Maßnahmen. So wurden Proteste an 

der renommierten Scharif-Universität in Teheran mit brutaler 

Gewalt niedergeschlagen. Die Unterdrückung der Frauen in 

der iranischen Gesellschaft ist seit Jahrzehnten eine der größ-

ten systematischen Menschenrechtsverletzungen der Welt. 

Seit langen Jahren besteht die einmalige Chance, systemati-

sche Verbesserungen für die Lage der Frauen im Iran und 

einen gesellschaftlichen Wandel hin zu mehr Freiheitsrechten 

zu erreichen. Auf diesem Weg bedarf es der tatkräftigen Un-

terstützung der internationalen Staatengemeinschaft, insbe-

sondere Deutschlands und Europas. Mit Sonntagsreden von 

einer vermeintlich „feministischen Außenpolitik“ ist den Frau-

en im Iran nicht geholfen. Die konkrete Verbesserung der 

Lage der Frauen im Iran muss Gradmesser für den Erfolg der 

deutschen und europäischen frauenorientierten Außenpolitik 

sein. 

Alleinerziehende in der aktuellen hohen Inflation nicht allein 

lassen. In den vergangenen Monaten hat die Inflationsrate in 

Deutschland stark zugelegt. Insbesondere Heizkosten und die 
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ziele erreichen. Mit unserem Antrag Mit steuerlichen Maß-

nahmen Wärmewende beschleunigen zeigen wir die zahlrei-

chen Hürden im Steuerrecht auf, die der Erreichung dieses 

Ziels entgegenstehen. Das – sowie zahlreiche weitere Punkte 

– wollen wir ändern, indem wir insbesondere folgende Maß-

nahmen fordern: Vermieter neu zu bauender Gebäude sollen 

eine Sonderabschreibung geltend machen können. Für Ver-

mieter bestehender Gebäude wollen wir die anschaffungsna-

hen Herstellungskosten reformieren, Selbstnutzer neu zu 

bauender Gebäude einen Sonderausgabenabzug ermögli-

chen, für Selbstnutzer bestehender Gebäude die energeti-

sche Sanierung überarbeiten, WEGs unter die Stromeigenver-

sorgung des EEG fassen und für alle Steuerpflichtigen steuer-

liche Erleichterungen bei PV-Anlagen schaffen.  

2. Sonstige Tagesordnungspunkte 

In 1. Lesung beraten wir den von den Ampelfraktionen vorge-

legten Entwurf für ein Gesetz zur Änderung des Stabilisie-

rungsfondsgesetzes zur Reaktivierung und Ertüchtigung des 

Wirtschaftsstabilisierungsfonds. Die Bundesregierung will 

den Wirtschaftsstabilisierungsfonds – der bereits in der 

Corona-Krise der Stützung der Wirtschaft diente – reaktivie-

ren, um den Gaspreisdeckel und weitere Hilfen in der aktuel-

len Energiepreissituation abzuwickeln. 

Zweites Gesetz zur Weiterentwicklung der Qualität und zur 

Teilhabe in der Kindertagesbetreuung. Mit dem Entwurf will 

die Ampelkoalition das Gute-Kita-Gesetz fortschreiben und in 

den Jahren 2023–2024 bestimmte qualitative Maßnahmen 

umsetzen. Neu ist dabei, dass mehr als 50 % der vom Bund 

zur Verfügung gestellten Mittel auf priorisierte qualitative 

Maßnahmen verwendet werden müssen – z.B. Stärkung des 

Fachkraftschlüssels, oder die Fachkräftegewinnung. Seit 2019 

bereits begonnene Maßnahmen (aus nicht-priorisierten 

drohen wieder unhaltbare Zustände. Die im Sommer von der 

Bundesregierung angekündigte kurzfristige Aufnahme von 

2000 Hilfskräften aus der Türkei für den Einsatz an den Flug-

häfen hat sich als Flop erwiesen. Wir machen deshalb Vor-

schläge, wie das System der Luftsicherheitskontrollen verän-

dert werden sollte. Darüber hinaus braucht es Anpassungen 

bei den Zuverlässigkeitsüberprüfungen (ZÜP) für die Mitarbei-

ter der Sicherheitskontrollen. Die ZÜP sollten beschleunigt 

werden, aktuell nehmen sie im Schnitt 6 bis 8 Wochen in An-

spruch und sind nicht einmal deutschlandweit gültig. Außer-

dem brauchen wir mehr Flexibilität beim Einsatz der sicher-

heitsüberprüften Mitarbeiter. 

Dem akuten Arbeits- und Fachkräftemangel in Deutschland 

widmen wir uns mit unserem Antrag Fach- und Arbeitskräfte 

mit zielgerichteten Maßnahmen im Inland gewinnen. Seit 

einigen Jahren steigt in Deutschland der Fach- und Arbeits-

kräftemangel. Stand heute sind 1,93 Millionen offene Stellen 

gemeldet. Besonders betroffen sind bislang Berufe in den 

Bereichen Gesundheit und Pflege, Soziales und Bildung, 

Handwerk, Gastronomie und Hotellerie, IT, Metall und Elekt-

ro, Transport und Verkehr sowie Kulturwirtschaft. Die zurück-

liegenden Corona-Jahre haben die Mangellage noch ver-

schärft. Es ist absehbar, dass dieses Problem in den kommen-

den Jahren zusätzlich an Schärfe und Breite gewinnen wird, 

mit entsprechenden negativen Konsequenzen für das Wachs-

tumspotenzial und die Innovationskraft der deutschen Wirt-

schaft. Der politische Handlungsdruck ist hoch. In unserem 

Antrag schlagen wir deshalb eine Reihe von Maßnahmen vor, 

um die Gewinnung von Fach- und Arbeitskräften im Inland zu 

stärken. 

Im Gebäudesektor ist eine deutliche Steigerung der energeti-

schen Sanierungen notwendig. Nur so können wir die Klima-
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gungsbeziehende und zur Erweiterung des Übergangsbe-

reichs. Mit dem Wohngeld-Plus-Gesetz soll die Berechnungs-

formel für das Wohngeld angepasst werden, so dass mehr 

Haushalte Wohngeld erhalten können. Darüber hinaus soll 

eine dauerhafte Heizkostenkomponente im Wohngeld veran-

kert werden, um die höheren Energiepreise zu berücksichti-

gen. Für die Übergangszeit in der Heizperiode bis Januar 

2023 will die Bundesregierung zudem eine weitere Einmal-

zahlung (Heizkostenzuschuss II) auf den Weg bringen – insbe-

sondere für Wohngeldempfänger. Rentner und Versorgungs-

empfänger sollen darüber hinaus ebenfalls von einer Einmal-

zahlung zum Energiepreisausgleich profitieren.  

Darüber hinaus befassten wir uns mit weiteren Maßnahmen 

zur Bewältigung der Energiekrise: Mit dem Gesetz zur Ände-

rung des Energiesteuer- und des Stromsteuergesetzes zur 

Verlängerung des sogenannten Spitzenausgleichs und dem 

Gesetz zu Herkunftsnachweisen für Gas, Wasserstoff, Wär-

me oder Kälte aus erneuerbaren Energien und zur Änderung 

der Fernwärme- oder Fernkälte-Verbrauchserfassungs- und 

-Abrechnungsverordnung.  

Handlungsfeldern) können bis Mitte 2023 fortgeführt wer-

den. Der Bund stellt den Ländern in den Jahren 2023 und 

2024 rund 2 Mrd. EUR pro Jahr zur Verfügung. 

Zwölftes Gesetz zur Änderung des Zweiten Buches Sozialge-

setzbuch (SGB II) und anderer Gesetze – Einführung eines 

Bürgergeldes. Das SGB II regelt die Hilfe für Arbeitslose in der 

Grundsicherung. Mit der Einführung des „Bürgergeldes“ plant 

die Ampelkoalition eine umfassende Reform. Dabei sollen die 

Regelsätze über die Inflationsanpassung hinaus angehoben 

werden, zudem wird u.a. eine sechsmonatige sanktionsfreie 

Karenzzeit eingeführt und das anrechnungsfreie Schonvermö-

gen erhöht. Wir finden: Das Bürgergeldgesetz steht für ver-

walten, nicht für aktivieren. Es setzt die falschen Schwerpunk-

te. Das SGB II und das mit ihm eingeführte Prinzip des För-

derns und Forderns haben sich hingegen bewährt. Nach 

17 Jahren praktischer Erfahrung mit dem SGB II wollen wir die 

Hilfen für Arbeitslose in der Grundsicherung optimieren. Un-

ser Fokus liegt auf dem Fördern von Menschen und der Ver-

mittlung in Arbeit. Denn nur mit der Aufnahme einer dauer-

haften Erwerbstätigkeit kann Hilfebedürftigkeit dauerhaft und 

nachhaltig beendet werden. Deshalb wollen wir mit einem 

Maßnahmenpaket aus verbesserter Vermittlung und intensi-

verer Betreuung sowie Strukturverbesserungen dafür sorgen, 

dass so viele Menschen wie möglich schnell und nachhaltig in 

Arbeit vermittelt werden.  

In dieser Woche standen zudem mehrere Vorhaben der Am-

pelkoalition zur Umsetzung des Entlastungspakets III auf der 

Tagesordnung. Im Einzelnen handelt es sich um das Gesetz 

zur Erhöhung des Wohngeldes (Wohngeld-Plus-Gesetz), das 

Gesetz zur Änderung des Heizkostenzuschussgesetzes und 

des Elften Buches Sozialgesetzbuch sowie das Gesetz zur 

Zahlung einer Energiepreispauschale an Renten- und Versor-
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